
 

 

 
 

 
 

 

 
 

 

 
 
 

  

 

  

   
 

 
 

 

10 EINRICHTUNGEN UND PERSONEN 

ANFRAGEN, 
BESCHWERDEN UND FÄLLE 

Die Stelle der Gleichbehandlungsbeauftragten wurde in vielen 
Fällen von Bediensteten aufgesucht, um Informationen hin­
sichtlich der geltenden dienst- bzw. gleichbehandlungsrecht­
lichen Regelungen zu erhalten. In diesem Zusammenhang war 
meist eine einmalige Beratung ausreichend. 

Im Berichtszeitraum verzeichnete die Stelle rund 670 Anfragen 
bzw. Beschwerden von Bediensteten oder Bürgerinnen und 
Bürgern, die telefonisch oder per E-Mail beantwortet wurden. 

Komplexere Sachverhalte wurden als Fälle in Bearbeitung 
genommen. Im Berichtszeitraum wurden von der Stelle der 
Gleichbehandlungsbeauftragten 332 Fälle bearbeitet. 

 

	  
 

 
 
 

BETROFFENE PERSONEN ●	 Frauen 
●	 MännerVERTEILUNG NACH GESCHLECHT 

79,82% 

3,92% 

15,96% 

● anonyme 
Personen 

●	 weitere 
Geschlechts­
identitäten 

0,30% 

ABBILDUNG 1: Prozentuelle Verteilung der Beschwerden von Frauen, Männern, 
weiteren Geschlechtsidentitäten oder anonymen Personen, die sich in den 
Jahren 2014 bis 2016 an die Stelle der Gleichbehandlungsbeauftragten 
gewandt haben. 

Fast 80 Prozent der betroffenen Personen, die sich an die 
Gleichbehandlungsstelle gewandt haben, waren Frauen, rund 
16 Prozent Männer, rund vier Prozent wandten sich anonym an 
die Stelle der Gleichbehandlungsbeauftragten und 0,3 Prozent 
der betroffenen Bediensteten hatten eine andere Geschlechts­
identität. 

Es handelte sich um unterschiedlich gelagerte Fälle, die im Hin­
blick auf die Anzahl der involvierten Personen, die Schwere der 
Diskriminierung wie auch hinsichtlich des Bearbeitungsauf­
wandes stark variierten. Einzelne Fälle konnten durch eine Be­
ratung oder Intervention gelöst werden, die Mehrzahl der Fälle 
erforderte jedoch eine intensivere und über einen längeren Zeit­
raum dauernde Bearbeitung und Betreuung. 

Thematische Schwerpunkte waren sexuelle Belästigung und die 
Beendigung bzw. Nichtverlängerung von befristeten Verträgen 
im Zusammenhang mit einer Schwangerschaft. Auch mit dem 
Thema Diskriminierung bei der Personalauswahl wurden die 
Gleichbehandlungsbeauftragten befasst. Die Stelle wurde wei­
ters im Zusammenhang mit der Durchsetzung von Ansprüchen 
auf Teilzeitbeschäftigung bzw. von Teilzeitbeschäftigten sowie 
der Rückkehr nach der Eltern-Karenz aktiv. 

Je nach Art der Beschwerde wurden verschiedene Maßnahmen 
ergriffen, Untersuchungen durchgeführt, Einsicht in Bewer­
bungsunterlagen sowie andere Akten genommen und Verhand­
lungen mit zuständigen Vorgesetzten geführt, und mehrmals 
fanden auch vermittelnde Gespräche im Beisein der Klientinnen 
oder Klienten statt. Jedenfalls wurden alle Schritte entspre­
chend dem Wiener Gleichbehandlungsgesetz nur mit der Zu­
stimmung der betroffenen Person unternommen. Es gab auch 
mehrere Fälle, in denen die Stelle der Gleichbehandlungs­
beauftragten trotz Kenntnis von konkreten Beschwerden auf 
Wunsch der Klientin oder des Klienten nicht tätig werden durfte. 

In solchen Fällen wie auch in zahlreichen anderen, in denen sei­
tens der Gleichbehandlungsbeauftragten eine Diskriminierung 
festgestellt wurde, wurden in Zusammenarbeit mit der betrof­
fenen Dienststelle Sensibilisierungsmaßnahmen wie Informa­
tionsveranstaltungen oder Workshops durchgeführt. So wurde 
auch nach Abschluss von konkreten Fällen Präventionsarbeit in 
den Dienststellen geleistet, um weitere Diskriminierungen zu 
verhindern. 

Die Gleichbehandlungsbeauftragten nehmen auch in beratender 
Funktion an Hearings und Auswahlverfahren teil, um Gleichbe­
handlung von Frauen und Männern im Auswahlprozess sicher­
zustellen. Im Berichtszeitraum nahmen sie an insgesamt 80 
Hearings und Auswahlverfahren teil. 
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11 

SCHULUNGEN 

Voraussetzung für Geschlechtergerechtigkeit und die erfolgreiche 
Umsetzung von Gleichbehandlung und Frauenförderung im Berufs­
leben ist die entsprechende Information und das Bewusstsein von 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sowie von Führungskräften. 

Sensibilisierung durch Schulungen ist aus diesem Grund eine 
wichtige Maßnahme zur Prävention von Diskriminierung aufgrund 
des Geschlechts. Die Weiterbildungsveranstaltungen haben zum 
Ziel, Hintergrundwissen über Frauenförderung und Gleichbehand­
lung sowie deren Verankerung und Umsetzung in der Stadt Wien 
zu vermitteln. Durch die Reflexion der persönlichen Einstellung 
und des Umgangs miteinander ist auch der Nutzen von gelebter 
Gleichstellung für die einzelne Mitarbeiterin und den einzelnen 
Mitarbeiter zu erkennen. Führungskräfte erhalten in diesem Zu­
sammenhang zusätzlich konkrete Handlungsanleitungen für die 
Vorgehensweise im Anlassfall. Denn: Gle!ch geht’s uns besser. 

Die Stelle der Gleichbehandlungsbeauftragten bietet deshalb eine 
Reihe von unterschiedlichen Schulungsmaßnahmen an. Diese 
werden maßgeschneidert für die jeweilige Zielgruppe erstellt, 
um sicherzustellen, dass die Teilnehmerinnen und Teilnehmer die 
für sie wesentlichen Informationen erhalten und sie die Relevanz 
des Themas für die eigene Arbeit und die Stadt Wien insgesamt 
erkennen. 

In den Jahren 2014 bis 2016 wurden seitens der Stelle der Gleich­
behandlungsbeauftragten insgesamt 

1073 SCHULUNGSSTUNDEN 
abgehalten. 

400 

ABGEHALTENE SCHULUNGSSTUNDEN 

300 

200 

100 

0 
2014 2015 2016 

358 345 370 

ABBILDUNG 2: Anzahl der Schulungsstunden, die in den Jahren 2014, 2015 
und 2016 von der Stelle der Gleichbehandlungsbeauftragten abgehalten wurden 

Die Schulungen wurden zu einem Großteil von der Verwaltungs­
akademie der Stadt Wien oder dem Schulungszentrum der Wiener 
Stadtwerke oder des KAV organisiert, zum Teil aber auch von den 
Dienststellen selbst. 

Die Inhalte der Seminare reichten von Gleichbehandlung und 
Frauenförderung über den Umgang mit sexueller Belästigung bis 
hin zu Wiedereinstieg und lassen sich nach den Zielgruppen 
folgendermaßen unterscheiden: 

SCHULUNGEN DER KURSGRUPPE 
FRAUENFÖRDERUNG UND GLEICHBEHANDLUNG 
DER VERWALTUNGSAKADEMIE DER STADT WIEN 
Die Gleichbehandlungsbeauftragten sind in zahlreichen Kursen 
dieser Kursgruppe (siehe Aus- und Weiterbildung S. 37) wie den 
Seminaren für Kontaktfrauen, WiedereinsteigerInnen, sprachliche 
Gleichbehandlung, Umgang mit sexueller Belästigung etc. als 
Vortragende tätig. 

NEWCOMERINNEN 
Bedienstete, die neu bei der Stadt Wien beschäftigt sind, erhalten 
im Rahmen der NewcomerInnenschulung auch umfassende In­
formationen zum Wiener Gleichbehandlungsgesetz und zu den 
entsprechenden Strukturen und Personen. Anhand von prakti­
schen Fallbeispielen erhalten die neuen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter in einer zweistündigen Schulung Einblick in unter­
schiedliche Diskriminierungsformen und -gründe und deren 
Folgen. Weiters erhalten Bedienstete Informationen darüber, 
wie sie im Anlassfall angemessen reagieren und wohin sie 
sich wenden können, wenn sie mit Diskriminierung aufgrund 
des Geschlechts konfrontiert sind. 

SCHULUNGEN FÜR MITARBEITERINNEN UND 
MITARBEITER IN DEN DIENSTSTELLEN 
Neben den Kursen, die seitens des Dezernats Verwaltungsaka­
demie und Personalentwicklung der MD-PR angeboten wer­
den, veranstalten Dienststellen oft auch selbst Seminare und 
Kurse für ihre Bediensteten. Das diesbezügliche Angebot ist 
in den einzelnen Dienststellen sehr unterschiedlich. In einigen 
Dienststellen nehmen alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
an den Schulungen teil, in einigen gibt es Angebote für eine 
spezielle Zielgruppe, z. B. für Führungskräfte oder neu aufge­
nommene Bedienstete. Die meisten der Schulungen in den 
Dienststellen wurden von den Gleichbehandlungsbeauftragten, 
den Kontaktfrauen oder beiden gemeinsam abgehalten. 



 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 
 

 

 
 
 

 

 

12 EINRICHTUNGEN UND PERSONEN 

SPEZIELLE SCHULUNGEN 

Darüber hinaus werden seitens der Stelle der Gleichbehand­
lungsbeauftragten bedarfsbezogen Schulungen konzipiert und 
durchgeführt. 

Im Berichtszeitraum wurde beispielsweise für alle 
Dienststellenleitungen und Personalverantwortlichen der 
Geschäftsgruppe Frauen, Bildung, Integration, Jugend und 
Personal ein Workshop zum Thema „Transparente, objektive und 
gleichstellungsorientierte Personalauswahl“ gemeinsam mit 
dem Dezernat Verwaltungsakademie und Personalentwicklung 
durchgeführt. Der Workshop zielte darauf ab, die eigenen 
stereotypen Vorstellungen und Vorurteile zu reflektieren, das 

KONFERENZEN DER STELLE DER 
GLEICHBEHANDLUNGS­
BEAUFTRAGTEN 

FACHKONFERENZ 
„GESCHICHTE DER FRAUENBEWEGUNG“ 
NOVEMBER 2014, WIEN 
Im Jahr 2014 fand eine Konferenz zur Geschichte der Frauenbe­
wegung für Kontaktfrauen statt. 

Bewusstsein für eine diskriminierungsfreie Personalauswahl zu 
schärfen und das eigene Auswahlverfahren in der Dienststelle 
zu überprüfen und gegebenenfalls zu adaptieren. 

Die TeilnehmerInnen erhielten in einem ersten Schritt einen 
theoretischen Input zum Thema „subjektive und stereotype 
Vorstellungen und Vorurteile bzw. was ist für ein diskrimi­
nierungsfreies objektives Auswahlverfahren notwendig“. In 
einem zweiten Schritt wurde in der Kleingruppe darüber reflek­
tiert, welchen Einfluss die eigene Vorstellung bzw. Haltung auf 
den Auswahlprozess hat, und es wurden Kriterien erarbeitet, 
die zukünftig das gesamte Auswahlverfahren vereinfachen und 
diskriminierungsfrei gestalten sollen. 

Im Zuge dieser Konferenz wurde auf die Geschichte der Frauen­
bewegung eingegangen und auf die in diesem Zusammenhang 
relevante rechtliche Entwicklung in verschiedenen Bereichen. In 
einem Impulsreferat wurde die Geschichte der ersten und zwei­
ten Frauenbewegung – der Einsatz für gleiche Rechte und für 
die Veränderung der bestehenden patriarchalen Machtstruktu­
ren – näher beleuchtet. Im Anschluss an eine Filmdokumentation 
wurden die zentralen Themen der neuen Frauenbewegung und 
die Errungenschaften mit Expertinnen und Aktivistinnen der Ver­
gangenheit und der Gegenwart diskutiert. 

Fachkonferenz „Geschichte der Frauenbewegung“ Wien 2014 
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JUBILÄUMSVERANSTALTUNG 
„20 JAHRE WIENER GLEICHBEHANDLUNGSGESETZ“ 
SEPTEMBER 2016, WIEN 
Anlässlich des 20-jährigen Bestehens des Gesetzes fand am  
20.  September  2016  im  Rathaus eine Jubiläums- und Fachver­ 
anstaltung statt. Dabei wurde ein zeitlicher Bogen von der Entste
hung des Wiener Gleichbehandlungsgesetzes über die erzielten  
Erfolge bis hin zur Gegenwart gespannt und es wurden auch  
zukünftige Visionen diskutiert. Eröffnet wurde die Veranstaltung  
von Personal- und  Frauenstadträtin Sandra Frauenberger und  
Magistratsdirektor-Stellvertreter Mag. Müller sowie der Gleichbe
handlungsbeauftragten Mag.a Elisabeth Kromus.  

­

­

Seit der Einführung des Gesetzes konnten zahlreiche Gleich­
stellungsmaßnahmen umgesetzt und viele Fortschritte erzielt 
werden. So konnte der Frauenanteil in höherwertigen Funktionen 
stark erhöht werden und zahlreiche Pionierinnen wurden in 
männerdominierte Berufe aufgenommen. Durch Schulung und 
Sensibilisierung unterschiedlicher Zielgruppen konnte im Laufe 
der Jahre umfassendes Bewusstsein für Gleichbehandlung und 
gegen Diskriminierung aufgrund des Geschlechts sowie sexuelle 
Belästigung geschaffen werden. 

Durch zahlreiche Novellen wurden die gesetzlichen Bestimmungen 
verbessert und die Strukturen weiterentwickelt. Eine neue Dienst­
stelle der Gleichbehandlungsbeauftragten wurde gegründet, und 
die Frauenförderungspläne wurden vom Gleichstellungsprogramm 

abgelöst. Ein wesentlicher Schritt in Richtung Transparenz wurde 
mit der Einführung des Einkommensberichts gesetzt. 

All diese großen und kleinen Fortschritte wären aber nicht möglich 
gewesen ohne klares Bekenntnis der Dienstgeberin sowie einer 
Vielzahl von engagierten VorkämpferInnen auf allen Ebenen, Part­
nerInnen, UnterstützerInnen, Führungskräften, deren Engagement 
und Leistung im Rahmen der Jubiläumsveranstaltung gewürdigt 
wurden. 

In der Keynote beleuchtete die Vorständin des Instituts für  
Rechtsphilosophie der Universität Wien, Univ. Prof. in Dr.in  
Elisabeth Holzleithner, die Gleichstellung im Recht und ging  
auf Grundkonstellationen und Herausforderungen ein.  

Abgerundet wurde der Jubilä­
umsakt mit einer Reflexion 
zu 20 Jahren Wiener Gleich­
behandlungsgesetz. 

Im voll besetzten Wappensaal folgten die zahlreichen TeilnehmerInnen der Jubiläumsveranstaltung. 
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v.l.n.r: Mag.a Tzvetelina Kowatschew, stv. GBB, Gabriele Fritz, stv. GBB, Eveline Pein, stv. GBB, Mag.a Elisabeth Kromus, GBB, Stadträtin Sandra  
Frauenberger, DSAin Cornelia Stangl, stv. GBB, Dr.in Martina Schmied, Bereichsdirektorin für Personal und Revision, Mag.a Elisabeth Assmair, stv.  
GBB, Mag. Wolfgang Müller, Magistratsdirektor-Stellvertreter 

Die Kontaktfrauen Barbara Gross (KAV – Wilhelminenspital), 
Michaela Menclik (Wiener Linien), Ursula Zohar (MA 44 – 
Wiener Bäder), die seit Einführung des W-GBG diese 
Funktion innehatten, reflektierten über die Veränderungen 
der  Tätigkeit und der entsprechenden Herausforderungen. Die  
Vorsitzende der Gleichbehandlungskommission, Mag.a Eva 
Papouschek,  informierte  über die Aufgaben der GBK sowie  
die zu behandelnden Themen; auch das Team der Stelle der  
Gleichbehandlungsbeauftragten stellte sich in diesem Rahmen vor.  

AKTUELLER DISKURS UND ZUKÜNFTIGE VISIONEN 
Der Gegenwartsteil der Veranstaltung wurde von der Bereichs
direktorin für Personal und Revision, Dr.in Martina Schmied,  
eröffnet. Anschließend hielt der Geschlechterforscher  und  So
ziologe Dr. Paul Scheibelhofer von der Universität Innsbruck  
einen Vortrag zum Thema Männer im Gleichstellungsprozess  
und  behandelte die Frage, ob Männer aus Gleichstellungssicht 
Teil des Problems oder Teil der Lösung sind. 

­

­

Am Ende der Veranstaltung wurde im Rahmen einer Podiums­
diskussion auf zukünftige Herausforderungen für die Gleichstel­
lungsarbeit eingegangen: 

Mag.a Sandra Konstatzky von der Gleichbehandlungsanwalt
schaft beleuchtete den Themenbereich sexuelle Belästigung 
und ging auf die Notwendigkeit ein, als Unternehmen eine klare 
Haltung  gegen diese Form der Diskriminierung einzunehmen.  
Dr. Paul Scheibelhofer setzte sich mit der Frage auseinander, ob 
die Vereinbarkeit von Beruf und Familie bei zukünftigen Genera
tionen selbstverständlich partnerschaftlich geteilt werden wird. 
Prof.in Dr.in Heike Mensi-Klarbach von der Leibniz Universität 
Hannover strich die Notwendigkeit einer gesetzlichen Verpflich

­

­

­

tung zur Frauenförderung hervor, da Studien und Erfahrungen ge­
zeigt hätten, dass nur diese wirkungsvoll und zielführend seien, 
während sich freiwillige Selbstverpflichtung als nutzlos heraus­
gestellt habe. 

Als wesentliche Handlungsfelder für die zukünftige Gleichbe­
handlungsarbeit kristallisierten sich einmal mehr die Themen 
diskriminierungsfreie Personalauswahl, Förderung des berufli­
chen Aufstiegs von Frauen und konsequentes Vorgehen gegen 
sexuelle Belästigung seitens der Dienstgeberin heraus. 

Durch die Veranstaltung führten Mag.a Ursula Bauer von der 
Magistratsdirektion – Organisation und Sicherheit (MD-OS), 
Dezernat Gender Mainstreaming und Mag. Wolfgang Wilhelm, 
MAS MSc, von der Wiener Antidiskriminierungsstelle für gleich­
geschlechtliche und transgender Lebensweisen (WAST). 

Die Veranstaltung fand ihren Ausklang bei einer Jubiläumsfeier. 

v.l.n.r.: Mag. Wolfgang Wilhelm, WAST, Dr. Paul Scheibelhofer,  
Universität Innsbruck, Prof.in Heike Mensi-Klarbach, Leibniz Universität  
Hannover, Mag.a Sandra Konstatzky, Gleichbehandlungsanwaltschaft,  
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FACHKONFERENZ 
„DISKRIMINIERUNGSFREIE PERSONALAUSWAHL“ 
DEZEMBER 2016, WIEN 
Im Dezember 2016 fand eine Kontaktfrauenkonferenz zum 
Thema „Diskriminierungsfreie Personalauswahl der Gemeinde 
Wien – Meine Rolle als Kontaktfrau“ statt. 
Einerseits wurde die Rolle der Kontaktfrau im Personalauswahl­
prozess reflektiert und andererseits der Umgang mit möglichen 
Diskriminierungen thematisiert. 

Am Vormittag erfolgte ein Impulsvortrag zu kompetenzbasier­
tem, diskriminierungsfreiem Recruiting in der Personalauswahl 
mit Praxisbeispielen. 

Am Nachmittag gab es zwei verschiedene Workshops. Ein 
Workshop simulierte per Video einen Auswahlprozess, und die 
Teilnehmerinnen tauschten sich anschließend in Kleingruppen 
anhand eines Bewerbungsbogens mit Bewertung aus. Im 
anderen Workshop wurden anhand von prototypischen 
Beispielsituationen für diskriminierende Verhaltensweisen in 
Auswahlprozessen konkrete Handlungsoptionen erarbeitet 
und der Unterschied von Beobachtung und Interpretation 
im Auswahlverfahren wurde trainiert. Der Schwerpunkt der 
Konferenz war die Sensibilisierung für Themen wie Neutralität, 
Unvoreingenommenheit, Diskriminierung und persönliche 
Wahrnehmungsfehler im Auswahlverfahren. 

ERFAHRUNGSAUSTAUSCH MIT EXPERTINNEN 

15. KONFERENZ DER  
GLEICHBEHANDLUNGSBEAUFTRAGTEN  
OKTOBER 2014, LINZ 
Bei der 15. Konferenz der Gleichbehandlungsbeauftragten 
am 30. September und 1. Oktober 2014 in Oberösterreich 
wurde der Themenschwerpunkt Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf mit einem Impulsvortrag zu „Männliche Rollenbilder – 
Spannungsfeld Familie und Beruf“ eröffnet. Im Anschluss wurden 
in einer Ideenwerkstatt Gleichstellungsinitiativen entwickelt, die 
eine ausgewogene, partnerschaftliche Beteiligung von Frauen 
und Männern in Beruf und Familie ermöglichen. Ein weiterer 
Themenschwerpunkt beschäftigte sich mit fördernden und 
hemmenden Rahmenbedingungen für beruflichen Aufstieg von 
Frauen. Ein Vortrag dazu beleuchtete Ursachen und strukturelle 
Gegebenheiten aus wissenschaftlicher Sicht. 

16. KONFERENZ  
DER GLEICHBEHANDLUNGSBEAUFTRAGTEN  
SEPTEMBER 2015, KLAGENFURT 
Bei der 16. Konferenz der Gleichbehandlungsbeauftragten am 
29. und 30. September 2015 in Kärnten stand vor allem das 
Thema der Pflege von Angehörigen und dessen Beleuchtung aus 
Sicht der Gleichbehandlung im Vordergrund. Insbesondere wurde 
mit einem Vortrag und einem anschließenden Austausch die 
Frage erörtert, welche Möglichkeiten der Arbeitszeitgestaltung 
zur Pflege von Angehörigen die einzelnen Bundesländer 
anbieten, und es wurde diskutiert, welche Lösungsansätze zur 
Weiterentwicklung angedacht werden könnten. Darüber hinaus 
wurde als Best-Practice-Beispiel der in Vorarlberg umgesetzte 
Wegweiser zum Pflegekarenz-Management vorgestellt. Weitere 
Themen waren u. a. Gender Pay Gap im öffentlichen  Dienst 
und gendergerechte Aufnahmekriterien in männerdominierten 
Berufen. 
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17. KONFERENZ  
DER GLEICHBEHANDLUNGSBEAUFTRAGTEN  
OKTOBER 2016, BREGENZ 
Im Rahmen der 17. Konferenz der Gleichbehandlungsbeauftragten 
in Bregenz wurde das Thema „Pensionssplitting“ ausführlich be­
handelt. ExpertInnen aus Wissenschaft und Verwaltung stellten 
die rechtlichen Möglichkeiten sowie die Inanspruchnahme in Ös­
terreich und in der Schweiz vor. Im Anschluss fand eine Diskussion 
über die Möglichkeiten und Grenzen des Pensionssplittings statt. 

Weiters fand im Rahmen der GBB-Konferenz ein Erfahrungsaus­
tausch zu Frauenförderungs- und Gleichstellungsprogrammen in 
den einzelnen Bundesländern statt. Es erfolgte auch ein Erfah­
rungsaustausch zu Sensibilisierungsmaßnahmen im Bereich Frau­
enförderung und Gleichbehandlung. 

Teilnehmerinnen und Teilnehmer der 17. Konferenz der Gleichbehandlungsbeauftragten, Bregenz 2016 
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SPEZIELLE SCHULUNGEN 

Darüber hinaus werden seitens der Stelle der Gleichbehand­
lungsbeauftragten bedarfsbezogen Schulungen konzipiert und 
durchgeführt. 

Im Berichtszeitraum wurde beispielsweise für alle 
Dienststellenleitungen und Personalverantwortlichen der 
Geschäftsgruppe Frauen, Bildung, Integration, Jugend und 
Personal ein Workshop zum Thema „Transparente, objektive und 
gleichstellungsorientierte Personalauswahl“ gemeinsam mit 
dem Dezernat Verwaltungsakademie und Personalentwicklung 
durchgeführt. Der Workshop zielte darauf ab, die eigenen 
stereotypen Vorstellungen und Vorurteile zu reflektieren, das 

KONFERENZEN DER STELLE DER 
GLEICHBEHANDLUNGS­
BEAUFTRAGTEN 

FACHKONFERENZ 
„GESCHICHTE DER FRAUENBEWEGUNG“ 
NOVEMBER 2014, WIEN 
Im Jahr 2014 fand eine Konferenz zur Geschichte der Frauenbe­
wegung für Kontaktfrauen statt. 

Bewusstsein für eine diskriminierungsfreie Personalauswahl zu 
schärfen und das eigene Auswahlverfahren in der Dienststelle 
zu überprüfen und gegebenenfalls zu adaptieren. 

Die TeilnehmerInnen erhielten in einem ersten Schritt einen 
theoretischen Input zum Thema „subjektive und stereotype 
Vorstellungen und Vorurteile bzw. was ist für ein diskrimi­
nierungsfreies objektives Auswahlverfahren notwendig“. In 
einem zweiten Schritt wurde in der Kleingruppe darüber reflek­
tiert, welchen Einfluss die eigene Vorstellung bzw. Haltung auf 
den Auswahlprozess hat, und es wurden Kriterien erarbeitet, 
die zukünftig das gesamte Auswahlverfahren vereinfachen und 
diskriminierungsfrei gestalten sollen. 

Im Zuge dieser Konferenz wurde auf die Geschichte der Frauen­
bewegung eingegangen und auf die in diesem Zusammenhang 
relevante rechtliche Entwicklung in verschiedenen Bereichen. In 
einem Impulsreferat wurde die Geschichte der ersten und zwei­
ten Frauenbewegung – der Einsatz für gleiche Rechte und für 
die Veränderung der bestehenden patriarchalen Machtstruktu­
ren – näher beleuchtet. Im Anschluss an eine Filmdokumentation 
wurden die zentralen Themen der neuen Frauenbewegung und 
die Errungenschaften mit Expertinnen und Aktivistinnen der Ver­
gangenheit und der Gegenwart diskutiert. 

Fachkonferenz „Geschichte der Frauenbewegung“ Wien 2014 
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ARBEITSGRUPPEN UND NETZWERKE 

Die Stelle der Gleichbehandlungsbeauftragten ist auch Teil von 
Arbeitsgruppen, Plattformen und Netzwerken inner- und außer­
halb des Magistrats, die sich mit den Themen Antidiskriminie­
rung, Gleichstellung, Gleichbehandlung und Frauenförderung 
sowie Vereinbarkeit von Beruf und Familie bzw. Privatleben aus­
einandersetzen. 

Im Berichtszeitraum haben Vertreterinnen der Stelle der Gleich­
behandlungsbeauftragten an folgenden Arbeitsgruppen teilge­
nommen und aktiv an der Erarbeitung von Vorschlägen, Leitlinien 
etc. mitgewirkt, die maßgebliche Impulse zur Weiterentwicklung 
von Maßnahmen im Bereich Frauenförderung und Gleichbehand­
lung liefern. Einige dieser Arbeitsgruppen sind noch nicht abge­
schlossen. 

Arbeitsgruppe „Standards für eine qualitätsvolle, objekti­
ve, gleichstellungsorientierte und transparente Personal­
auswahl“ (MD-PR, GBB) 
Um den Auswahlprozess transparent und nachvollziehbar zu ge­
stalten, wurden auf Initiative der Stelle der Gleichbehandlungs­
beauftragten gemeinsam mit der MD – Personal und Revision 
Standards für eine qualitätsvolle, objektive, gleichstellungsori­
entierte und transparente Personalauswahl für die gesamte 
Stadt Wien erarbeitet. Die Implementierung dieser Standards 
soll eine einheitliche, strukturierte Vorgehensweise bei der 
Durchführung der einzelnen Schritte sicherstellen und langfristig 
zu einer Verbesserung der geschlechtergerechten Besetzung von 
vakanten Positionen führen. 

Arbeitsgruppe „Einheitliches Karenzmanagement bei der 
Stadt Wien“ (GBB) 
Gemeinsam mit relevanten AkteurInnen wird unter Federführung 
der Stelle der Gleichbehandlungsbeauftragten ein Vorschlag für 
ein einheitliches Karenzmanagement bei der Stadt Wien unter 
Berücksichtigung aller am Prozess Beteiligten (Führungskräfte, 
PersonalistInnen, betroffene Bedienstete) erarbeitet. Qualitäts­
standards auf Basis eines gemeinsamen Verständnisses werden 
in der Arbeitsgruppe definiert und „Leitlinien“ zu verschiedenen 
Stationen des Aus- bzw. Wiedereinstiegs im Rahmen der Eltern-
Karenz entwickelt. 

Arbeitsgruppen im Rahmen der Dienstrechts- und Besol­
dungsreform (MD-PR) 
Zudem hat die Gleichbehandlungsbeauftragte beim 
umfassenden Programm zur Dienstrechts- und Besoldungsreform 

in vier Arbeitsgruppen und zwei weiteren Untergruppen (z. B. 
Funktionsbewertung, Employer Branding und Anforderungsprofile) 
gleichstellungsspezifische Anliegen vertreten und verhandelt. 
Insbesondere bei der Erarbeitung einer neuen Funktionsbewertung 
für die Stadt Wien mit dem Ziel eines objektiven, gendergerechten, 
diskriminierungsfreien und transparenten Bewertungssystems 
werden die Weichen für eine zukünftige Einkommensverteilung 
zwischen den Geschlechtern gestellt. Es war daher wesentlich, 
dass der Grundsatz der Entgeltgleichheit für Männer und Frauen 
bei gleichwertiger Arbeit aktiv verfolgt wurde. Darüber hinaus 
konnten und können in der Projektgruppe Employer Branding, 
die darauf abzielt, die Stadt Wien als attraktive Arbeitgeberin zu 
positionieren, Gleichbehandlungsanliegen bei Themenstellungen 
wie Personalmarketing, Recruiting, Mitarbeiterinnen- und Mit­
arbeiterbindung sowie Personalforschung eingebracht werden. 

Arge-Ost-Treffen 
Die Stelle der Gleichbehandlungsbeauftragten ist auch Mitglied 
der Arbeitsgemeinschaft der Gleichbehandlungsbeauftragten 
Ostösterreichs und wirkt zwei Mal pro Jahr an den Arbeitstref­
fen mit, in deren Rahmen ein Austausch über aktuelle Entwick­
lungen erfolgt und Gleichbehandlungsthemen diskutiert werden. 

Workshops „Gute Daten im Magistrat. Genderstatistik 
und Equality Daten“ (MD-OS, Dezernat Gender Mainstre­
aming, MA 17 und MA 23) 
Im Rahmen der Workshops wurden praktische Beispiele aus dem 
Zuständigkeitsbereich der TeilnehmerInnen für den Leitfaden 
„Gute Daten im Magistrat. Genderstatistik und Equality Daten“ 
der MD-OS, Dezernat Gender Mainstreaming, MA 17 und MA 23 
aufbereitet. 

Arbeits- und Vernetzungsgruppen mit relevanten Akteu­
rInnen aus dem Gleichstellungsbereich in und außerhalb 
der Stadt Wien: 
•  Gleichstellungs-Jour-Fixe (MD-OS, Dezernat Gender 
 Mainstreaming) 
•  Antidiskriminierungs- und Gleichbehandlungsvernetzungs­
 forum 
•  Plattform Chancengleichheit (Netzwerk von Gleichstellungs-  
 und Gleichbehandlungsbeauftragten) 
•  Gender-Mainstreaming-MultiplikatorInnentreffen (MD-OS,  
 Dezernat Gender Mainstreaming) 



 
  

 
  

 
 
 

 

 

 
 

 

 

8 EINRICHTUNGEN UND PERSONEN 

EINRICHTUNGEN UND 
PERSONEN 

GLEICHBEHANDLUNGS­
BEAUFTRAGTE 
Die Gleichbehandlungsbeauftragte wird jeweils auf die Dauer 
von fünf Jahren bestellt und ist in der Ausübung ihrer Tätigkeit 
unabhängig, weisungsfrei und zur Verschwiegenheit verpflichtet. 

Um die Gleichstellung von Frauen und Männern in der Stadt 
Wien mit Nachdruck vorantreiben zu können, verfügt die 
Gleichbehandlungsbeauftragte über zahlreiche im Wiener 
Gleichbehandlungsgesetz festgeschriebene Rechte. Dazu 
gehören etwa das Recht auf Einsichtnahme in Akten oder 

Im Wiener Gleichbehandlungsgesetz sind die Zuständigkeiten 
und Wirkungsbereiche der Personen und Einrichtungen festge­
legt, die mit der Besorgung der übertragenen Aufgaben und der 
Kontrolle der Einhaltung dieses Gesetzes befasst sind. 

Bewerbungsunterlagen oder das Recht auf umfassende 
Auskünfte durch die Dienstgeberin. 

Im Jahr 2016 wurde Mag.a  Elisabeth Kromus, die seit Juli  
2011 Gleichbehandlungsbeauftragte der Stadt Wien ist,  
zum zweiten Mal zur Gleichbehandlungsbeauftragten  
bestellt. Das entsprechende Dekret verliehen Frauen- 
und Personalstadträtin Sandra Frauenberger und  
Magistratsdirektor Dr. Erich Hechtner.  

Die Gleichbehandlungsbeauftragte ist gleichzeitig auch die Lei­
terin der Dienststelle der Gleichbehandlungsbeauftragten. Die 
Gleichbehandlungsbeauftragte und die fünf stellvertretenden 

Überreichung des Bestellungsdekrets an die Gleichbehandlungsbeauftragte 
v.l.n.r.: Vorsitzender der Gewerkschaft Ing. Meidlinger, Frauenstadträtin Frauenberger, Gleichbehandlungsbeauftragte Mag.a Kromus, Magistratsdirektor  
Dr. Hechtner,  



 

 
 

 

 
 

 
 

  
 

  

 

 

 

 

 

18 EINRICHTUNGEN UND PERSONEN 

KOMMUNIKATION UND 
ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

KAMPAGNE DER STELLE DER 
GLEICHBEHANDLUNGSBEAUFTRAGTEN: 
GLE!CH GEHT’S UNS BESSER 

Um auf die Vorteile gelebter Gleichstellung aufmerksam zu ma­
chen, wurde die Kampagne „Gle!ch geht’s uns besser“ im Jahr 
2014 gestartet. Damit soll in Erinnerung gerufen werden, dass 
sich bei der Stadt Wien niemand damit abfinden muss, aufgrund 
des Geschlechts benachteiligt oder sexuell belästigt zu werden. 

Im April 2014 wurden Saugnäpfe mit Schildern in der gesamten 
Wiener Stadtverwaltung angebracht. In weiterer Folge wurden 
Info-Folder verteilt und Plakate mit drei verschiedenen Sujets, 
welche unterschiedliche Beschäftigungsbereiche widerspiegeln 
sollen, aufgehängt. 

Die Informationen zielen darauf ab, das Unterstützungsangebot 
der Stelle der Gleichbehandlungsbeauftragten und der Kontakt­
frauen intensiv zu bewerben und den Bediensteten der Stadt 
Wien zu vermitteln, dass sie sich für vertrauliche und unabhän­
gige Beratung jederzeit an die Stelle der Gleichbehandlungsbe­
auftragten wenden können. 

Zeitgleich wurde der Intra- und Internetauftritt der Stelle der 

Gleichbehandlungsbeauftragten einem Relaunch unterzogen 
und mit den Startseiten des Magistrats und des Wiener Kran­
kenanstaltenverbundes verlinkt. Auch bei den Wiener Stadtwer­
ken wurden die Informationen zu den Themen Gleichbehandlung 
und Frauenförderung im Intranet überarbeitet. 

INFORMATIONEN IN DEN MEDIEN 

EXTERNE MEDIEN 
Anlässlich des Frauentages im Jahr 2016 wurde die 
Gleichbehandlungsbeauftragte von ORF Radio Wien zu den 
Themen Einkommensgerechtigkeit und Frauen in Führungs­
positionen interviewt. Dazu erschien auch ein Artikel auf orf.at.1 

INTERNE MEDIEN 
Um MitarbeiterInnen der Stadt Wien umfassend über die 
Themen Gleichbehandlung und Frauenförderung zu informie­
ren, wurden im Berichtszeitraum mehrere Artikel mit speziellen 
Schwerpunkten in den diversen MitarbeiterInnenzeitungen der 
Stadt Wien (z. B. wien.at aktuell, 
„Intra“ des Krankenanstaltenver­
bundes, „Teamgeist“ der Wiener 
Stadtwerke und abteilungsspezi­
fische Medien) publiziert. 

Insbesondere anlässlich des 
20-jährigen Jubiläums des Wie­
ner Gleichbehandlungsgesetzes 
gab es eine umfassende Bericht­
erstattung über die Errungen­
schaften im Bereich Gleichbe­
handlung und Frauenförderung. 

1 http://wien.orf.at/news/stories/2761641/, 3.8.2017 
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Gleichbehandlungsbeauftragten sind ein multiprofessionelles 
Team mit Ausbildungs- bzw. Erfahrungshintergrund in den Be­
reichen Rechtswissenschaften, Kommunikationswissenschaft, 
Psychologie und Pädagogik, Sozialarbeit, Gesundheitswesen 
und Verwaltung. 

Sie gehen jedem begründeten Verdacht einer Diskriminierung 
aufgrund des Geschlechts nach, nehmen die Anfragen, 
Wünsche, Beschwerden, Anzeigen oder Anregungen einzelner 
Bediensteter entgegen und beraten und unterstützen sie. Die 
Gleichbehandlungsbeauftragte ist auch für die Erarbeitung 
eines Vorschlags für das Gleichstellungsprogramm, 
das Verfassen des Berichts über die Verwirklichung der 

Gleichbehandlung und Frauenförderung, die Durchführung 
von Untersuchungen zum Thema Gleichbehandlung und 
Frauenförderung sowie die Unterbreitung von Vorschlägen für 
die Bestellung von Kontaktfrauen zuständig. 

Die Gleichbehandlungsbeauftragten unterstützen auch Dienst­
stellen bei der Umsetzung von Frauenförderungs- und Gleichstel­
lungsmaßnahmen und nehmen an Auswahlverfahren und Hea­
rings teil, um bei Auswahlprozessen Geschlechtergerechtigkeit 
sicherzustellen. Sie sind zudem Mitglied in der Gleichbehand­
lungskommission und in zahlreichen relevanten Arbeitsgruppen 
vertreten. 

Das Team der Stelle der Gleichbehandlungsbeauftragten 
v.l.n.r.: vorne: Gabriele Fritz – stv. GBB zuständig für die Wiener Stadtwerke, Eveline Pein – stv. GBB zuständig für den Wiener Krankenanstaltenverbund,  
Mag.a Elisabeth Kromus – GBB, Mag.a Elisabeth Assmair – stv. GBB, Mag.a Tzvetelina Kowatschew – stv. GBB, DSAin Cornelia Stangl – stv. GBB  
hinten: Assistentinnen: Stefanie Siegl, Silvia Lippert, Ursula Fliegelly 
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FILMDOKUMENTATION:
 
20 JAHRE WIENER GLEICHBEHANDLUNGSGESETZ
 
Die Entstehung und Implementierung des Wiener Gleichbe­
handlungsgesetzes wurde in Form einer Filmdokumentation 
zusammengefasst. Die Regisseurin Susanne Riegler hat hierfür 
MitstreiterInnen und EntscheidungsträgerInnen interviewt, die 
damals wesentlich zum Entstehen des Gesetzes beigetragen 
haben. Aus einem persönlichen Blickwinkel der interviewten 
ProtagonistInnen zeichnet die Doku die Geschichte der Entste­
hung, der Umsetzung und der Weiterentwicklung des Wiener 
Gleichbehandlungsgesetzes nach. Dabei wurden PolitikerInnen, 
GewerkschafterInnen, Frauen- und GleichstellungsaktivistInnen 
und Führungskräfte des Magistrats zu den Herausforderungen, 
Erwartungen und Befürchtungen, den vorherrschenden Meinun­
gen und den ersten Schritten sowie den Meilensteinen befragt. 
So konnte in einer sehr persönlichen Art und Weise ein Bild 
vom „Zeitgeist“ von der Vorbereitung bis hin zur Umsetzung der 
neuen gesetzlichen Bestimmungen gezeichnet werden. Zudem 
wurden Pionierinnen in männerdominierten Berufen wie z. B. 
Feuerwehrfrauen, Straßenbahnfahrerinnen und Mechanikerin­
nen in dem Film gezeigt. 

STUDIEN UND ANALYSEN 

Studie zur „VEREINBARKEIT VON BERUF UND 
FAMILIE – ELTERN-KARENZ UND WIEDEREINSTIEG 
VON BEDIENSTETEN DER STADT WIEN SOWIE 
TEILZEITBESCHÄFTIGUNG ZUR PFLEGE EINES KINDES 
UNTER BESONDERER BERÜCKSICHTIGUNG VON 
MÄNNLICHEN BEDIENSTETEN“ 

Im Berichtszeitraum wurde eine Studie zur Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie bei der Stadt Wien durchgeführt. Im Rahmen 
einer Ist-Analyse wurde die Inanspruchnahme von Eltern-
Karenz und Teilzeitbeschäftigung zur Pflege eines Kindes 
durch Bedienstete der Stadt Wien untersucht und die Phase 
des Wiedereinstiegs bei der Stadt Wien beleuchtet. Im Zuge 
der Studie wurde auch auf Hintergründe und Motive für die 
Wahl der spezifischen (Eltern-)Karenzdauer eingegangen und 
ein spezieller Fokus auf notwendige und wünschenswerte 
Bedingungen für einen erfolgreichen Wiedereinstieg gelegt. 
Dabei wurde unter anderem auf die Situation von Vätern 
eingegangen und auf die Faktoren, die dazu führen, im Falle 
der Geburt eines Kindes (Früh-)Karenz oder Eltern-Teilzeit in 
Anspruch zu nehmen. 

Auf Basis der Erkenntnisse der Studie wurden verschiedenste 
Empfehlungen ausgearbeitet, die zu einer Verbesserung der 
Rahmenbedingungen für die Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie für Bedienstete der Stadt Wien führen. Eine konkrete 
Empfehlung wird derzeit im Rahmen der Arbeitsgruppe 
„Einheitliches Karenzmanagement der Stadt Wien“ umgesetzt. 

Im Berichtszeitraum 2014 bis 2016 wurden seitens der Stelle  
der Gleichbehandlungsbeauftragten folgende Berichte erstellt:  
•  Gleichbehandlungsbericht 2011 bis 2013 
•  Berichte für jede Geschäftsgruppe zum Gleichstellungs­
 programm 
•  Bericht über den Stand der Verwirklichung der Gleichbe­
 handlung und Frauenförderung bei der Gemeinde Wien  
 als Arbeitgeberin 

STELLUNGNAHMEN 

Die Zahl der Begutachtungsverfahren, mit denen die Gleichbe­
handlungsbeauftragte befasst wurde, und der Stellungnahmen, 
die sie abgab, beläuft sich im Berichtszeitraum auf insgesamt 
38. 

Die Gleichbehandlungsbeauftragte wurde regelmäßig eingeladen, 
zu verschiedenen Gesetzesentwürfen, Vorabentscheidungsver­
fahren des Europäischen Gerichtshofs sowie im Rahmen 
der Erstellung von Berichten hinsichtlich der Umsetzung von 
internationalen Konventionen bzw. Richtlinien Stellung zu 
nehmen. 

Ein Großteil der Stellungnahmen wurde im Wege der Gleich­
behandlungskommission abgegeben, andere Anfragen wurden 
direkt an die zur Koordinierung der Anliegen zuständigen Stellen 
übermittelt. 



 
 
 
 
 

 

 

 
 

 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
 

 
 

 
 
 

 

 
 

 

 

 
 

 
 
 

 

 
 

 

  
 
 

20 EINRICHTUNGEN UND PERSONEN 

KONTAKTFRAUEN 
Gemäß § 34 des Wiener Gleichbehandlungsgesetzes sind 
abhängig von der Zahl der weiblichen Bediensteten für jede 
Dienststelle bzw. für die Bereiche der Hauptgruppen II bis VI 
für jede als Dienststelle gemäß § 4 Abs. 1, 4 oder 7 des Wiener 
Personalvertretungsgesetzes geltende Organisationseinheit 
eine entsprechende Anzahl von Kontaktfrauen zu bestellen: 

  
ANZAHL DER WEIBLICHEN 
BEDIENSTETEN IN ANZAHL DER 
DER DIENSTSTELLE KONTAKTFRAUEN 

bis 300 

von 301 bis 1.000 

von 1.001 bis 5.000 

ab 5.001 

1 

2 

3 

4 

Die Kontaktfrauen werden von der Frauenstadträtin und dem 
Personalstadtrat auf Vorschlag der Gleichbehandlungsbeauf­
tragten bestellt. Sie üben diese Funktion ehrenamtlich und 
zusätzlich zu ihrer eigentlichen Tätigkeit aus. 

Die Kontaktfrauen sind in Ausübung ihrer Funktion selbststän­
dig, unabhängig und an keine Weisungen gebunden. Derzeit 
sind insgesamt 128 Kontaktfrauen Ansprechpartnerinnen 
für Fragen der Gleichbehandlung und Frauenförderung vor Ort. 
77 Kontaktfrauen sind in den Magistratsabteilungen tätig, 35 
Kontaktfrauen in den Krankenhäusern, Geriatriezentren und 
Pflegewohnhäusern des Wiener Krankenanstaltenverbundes 
und 16 Kontaktfrauen bei den Wiener Stadtwerken. 

Im Zeitraum von Jänner 2014 bis Dezember 2016 wurden 78 
Kontaktfrauen für die Dauer von fünf Jahren neu oder wieder 
bestellt. 44 Kontaktfrauen wurden für Magistratsdienststellen 
bestellt, 30 für den Wiener Krankenanstaltenverbund und vier 
Kontaktfrauen für die Wiener Stadtwerke. 

AUFGABEN DER KONTAKTFRAUEN 

Das Aufgabengebiet der Kontaktfrauen ist sehr vielfältig und 
mitunter herausfordernd. 

Kontaktfrauen achten vor Ort darauf, dass das Gleichbehand­
lungsgesetz eingehalten wird, gehen jedem begründeten 
Verdacht einer Diskriminierung nach und unterstützen so die 
Gleichbehandlungsbeauftragte und ihre Stellvertreterinnen bei 
der Arbeit. Sie nehmen die Anfragen, Wünsche, Beschwer­
den, Anzeigen oder Anregungen einzelner Bediensteter vor 
Ort entgegen und beraten und unterstützen diese. Dabei stehen 
sie in direktem Kontakt mit der Gleichbehandlungsbeauftragten. 

Weiters sind sie verpflichtet, an den vierteljährlichen Kon­
taktfrauen-Sitzungen teilzunehmen. Diese dienen dem Infor­
mationsaustausch, der Vernetzung, der Evaluierung von Fäl­
len sowie der Weitergabe von Informationen und Neuerungen 
zum W-GBG und allen für den Tätigkeitsbereich relevanten, 
die Stadt Wien betreffenden Gesetze und Verordnungen. 

In diesem Rahmen werden auch Strategien und Konzepte ge­
meinsam mit der Gleichbehandlungsbeauftragten entwickelt, 
um neue Impulse, Aktionen und Synergien zur Gleichbehand­
lung und Frauenförderung zu setzen. 

Kontaktfrauen motivieren Mitarbeiterinnen zur Bewerbung 
für höherwertige Funktionen sowie zur Inanspruchnahme von 
Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen. Auch über die Themen­
bereiche Eltern-Karenz, Wiedereinstieg und Teilzeit informie­
ren Kontaktfrauen sehr häufig. Weiters unterstützen sie die 
Öffentlichkeits- und Sensibilisierungsarbeit zu den Themen 
Gleichbehandlung und Frauenförderung in den einzelnen 
Dienststellen. Um das Bewusstsein im Hinblick auf Gleichbe­
handlung und sexuelle Belästigung zu erhöhen, halten Kon­
taktfrauen auch Vorträge in den Dienststellen ab. 

In den Jahren 2014 bis 2016 wurden von den Kontaktfrauen 
293 Schulungsstunden abgehalten. 

Im KAV werden die jeweils zuständigen Kontaktfrauen 
grundsätzlich zu den Hearings eingeladen. Im Berichts­
zeitraum nahmen Kontaktfrauen an 118 Hearings und 
Auswahlverfahren teil. Auch in zahlreichen Dienststellen 
des Magistrats werden die Kontaktfrauen zur Teilnahme 
eingeladen. Im Magistrat nahmen im Berichtszeitraum 
Kontaktfrauen an 81 Hearings und Auswahlverfahren 
teil. Bei den Wiener Stadtwerken nimmt die stellvertretende 



Gleichbehandlungsbericht 2014 bis 2016

 
 

 

 
 

 

 
 

 

 
 
 
 

 

 

 

21 

Gleichbehandlungsbeauftragte, zuständig für die Wiener 
Stadtwerke, an den Auswahlverfahren teil. 

Kontaktfrauen können als Mitarbeiterinnen einer Dienststelle 
und eventuell als Führungskraft in einem Spannungsfeld ste­
hen, da sie verpflichtet sind, das W-GBG teilweise auch gegen 
Widerstände der eigenen Dienststelle zu vertreten. 

Die Kontaktfrauen sind wichtige Partnerinnen bei der 
Durchsetzung von Gleichbehandlung und Frauenförderung 
in den Dienststellen, die ihrer Tätigkeit mit großem 
Engagement und hoher Motivation nachgehen. 

Den Kontaktfrauen sei an dieser Stelle ein besonderer 
Dank für ihre wertvolle Arbeit ausgesprochen! 

ZERTIFIZIERTES 
SCHULUNGSPROGRAMM 
FÜR KONTAKTFRAUEN 

Um diese Tätigkeit professionell durchführen zu können, wer­
den Kontaktfrauen umfassend geschult. Deshalb bietet die 
MD-PR, Dezernat Verwaltungsakademie und Personalentwick­
lung seit dem Jahr 2009 ein spezielles Schulungsprogramm für 
Kontaktfrauen an. Dieses umfasst sechs modular aufgebaute 
Seminare, in deren Rahmen die Grundlagen der Tätigkeit einer 
Kontaktfrau sowie Gesprächsführung, Fallarbeit und Umgang 
mit sexueller Belästigung behandelt werden. Nach Absolvie­
rung aller Seminare erhalten die Kontaktfrauen ein entspre­
chendes Zertifikat im Rahmen eines Vernetzungstreffens, zu 
dem Frauenstadträtin Sandra Frauenberger jedes Jahr anläss­
lich des Internationalen Frauentages einlädt. 

Im Jahr 2014 schlossen 17 Kontaktfrauen das Schulungspro­
gramm ab. Im Jahr 2015 absolvierten acht Kontaktfrauen alle 
Schulungen und im Jahr 2016 konnten sich zehn Kontaktfrauen 
über den positiven Abschluss freuen. Zudem gibt es für Absol­
ventinnen des Lehrgangs weiterführende Follow-up-Seminare. 

Kontaktfrauen, die das Schulungsprogramm im Jahr 2014 absolviert hatten, erhielten ihre Zertifikate im feierlichen Rahmen am  
Internationalen Frauentag 2015. 
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GLEICHBEHANDLUNGS­
KOMMISSION 
Die Gleichbehandlungskommission wurde mit dem Inkrafttre­
ten des Wiener Gleichbehandlungsgesetzes im Jahr 1996 ein­
gerichtet und ist für Bedienstete der Gemeinde Wien zuständig. 
Sie ist ein unabhängiges und weisungsfreies Gremium. 

Das W-GBG regelt die Aufgaben und die Zusammensetzung 
der GBK. 

AUFGABEN 
Die Hauptaufgaben bestehen in der  
•  Abgabe von Stellungnahmen (zum Beispiel im Rahmen von  
 Begutachtungsverfahren von Gesetzesentwürfen), 
•  Erstellung von Gutachten, ob in einem konkreten Fall eine  
 Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes oder des  
 Frauenförderungsgebotes laut W-GBG vorliegt. 

Zusätzlich hat die GBK regelmäßig gemeinsame Beratungen 
mit sachkundigen Personen zum Thema Gleichbehandlung und 
Frauenförderung durchzuführen. 

ZUSAMMENSETZUNG 
Gemäß § 19 W-GBG gehören der GBK als Mitglieder an: 
•  eine mit Personalangelegenheiten befasste rechtskundige  
 Bedienstete oder ein mit diesen Angelegenheiten befasster 
 rechtskundiger Bediensteter der Gemeinde Wien, 
•  eine Vertreterin oder ein Vertreter der mit Frauenförderung  
 und Koordinierung von Frauenangelegenheiten befassten  
 Dienststelle der Gemeinde Wien (MA 57), 
•  die oder der Gleichbehandlungsbeauftragte, 
•  eine Vertreterin oder ein Vertreter der Personalvertretung. 

Die Zusammensetzung der GBK stellte sich im Berichtszeit­
raum wie folgt dar: 

MITGLIEDER 
VORSITZ:
 
Mag.a Eva Papouschek  
MA 57:
 
Mag.a Karin Tertinegg (seit 01.01.2014)  

GLEICHBEHANDLUNGSBEAUFTRAGTE:
 
Mag.a Elisabeth Kromus  

PERSONALVERTRETUNG:
 
Johanna Klco  

ERSATZMITGLIEDER 

Dr. Erwin Blazek 

Mag.a Andrea Mautz-Leopold (seit 20.09.2016) 
MMag.a Sophie Asperger (bis 19.09.2016) 
Mag.a Tamara Stanzinger (bis 19.09.2016) 

Mag.a Tzvetelina Kowatschew  
Eveline Pein  

Regina Müller (seit 19.01.2016)  
Christa Hörmann 
Michael Kerschbaumer (bis 20.11.2015)  

An dieser Stelle wird der Bericht der Wiener Gleichbehand­
lungskommission wiedergegeben: 

GUTACHTEN: 
Innerhalb der letzten drei Jahre wurden bei der Wiener 
Gleichbehandlungskommission vier Anträge eingebracht, 
ein Gutachten darüber zu erstellen, ob eine Verletzung des 
Gleichbehandlungsgebotes vorliegt: 

•  In zwei Fällen wurden fristgerecht Gutachten erstattet.  
•  Zu zwei im Herbst 2016 eingelangten Anträgen betreffend  
 Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes nach den  
 §§ 7 und 7a W-GBG (sexuelle bzw. geschlechtsbezogene  
 Belästigung) wurden Gutachten fristgerecht im Jahr 2017  
 erstellt, worüber im nächsten Bericht zu informieren sein  
 wird. 
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Zu den Fällen, in denen im Tätigkeitszeitraum Gutachten erstellt 
wurden, wird Folgendes berichtet: 

FALL 1:  
Rechtsgrundlage: Wiener Gleichbehandlungsgesetz  
Ergebnis des Verfahrens: Keine Zuständigkeit 
ANONYMISIERTE KURZDARSTELLUNG ZUM GUTACHTEN: 
Mit Schreiben vom 29. Jänner 2014 beantragte ein pensionier
ter Beamter der Wiener Stadtwerke – Wien Energie Gasnetz  
GmbH, ihm eine Bonifikation, die ihm als aktivem Beamten  
gewährt worden war, auch als im Ruhestand befindlichem,  
nicht in Wien wohnhaftem Beamten zu gewähren.  

­

Das W-GBG regelt ausschließlich den Bereich der Diskriminie­
rungen aufgrund des Geschlechts. Trotz ausführlicher schriftli­
cher Information, dass die Wiener Gleichbehandlungskommis­
sion für sein Anliegen in keinster Form zuständig ist, Nennung 
einer zuständigen Stelle und dem Ersuchen, seinen Antrag 
daher zurückzuziehen, hielt der Antragsteller seinen Antrag mit 
dem Argument, dass das W-GBG zur Verhinderung jeglicher 
Ungleichbehandlungen beschlossen wurde, aufrecht. Es wur­
de daher mit 25. März 2014 ein Gutachten erstellt, in dem die 
Rechtslage nochmals dargestellt wurde. 

FALL 2:  
Rechtsgrundlage: § 3 Z 5 des Wiener Gleichbehandlungsgesetzes  
Ergebnis des Verfahrens: Es wurde keine Diskriminierung festge
stellt.  
ANONYMISIERTE KURZDARSTELLUNG ZUM GUTACHTEN: 
Eine Bedienstete der Wiener Linien ersuchte im Mai 2014 um  
Erstellung eines Gutachtens, ob das Gleichbehandlungsgebot  
gemäß § 3 Z 5 W-GBG dadurch verletzt  wurde,  dass  sie  beim  
beruflichen Aufstieg (insbesondere im Zusammenhang mit  
einer Ausschreibung eines höherwertigen Dienstpostens)  
aufgrund ihres Geschlechts und ihrer Teilzeitarbeit  
diskriminiert wurde.  

­

So liegt z. B. gemäß § 2 Abs. 4 W-GBG eine Diskriminierung 
vor, wenn eine Person aufgrund ihres Geschlechts in einer 
vergleichbaren Situation gegenüber einer Person des anderen 
Geschlechts benachteiligt wird. 

Im Gutachten vom 29. Oktober 2014 stellte die Gleichbehand­
lungskommission fest, dass eine Verletzung des Gleichbe­
handlungsgebotes nicht vorliegt. Seitens der Gleichbehand­
lungskommission wurde aber empfohlen, für die Mitarbeiterin 
alternative Fördermöglichkeiten wie eine Ad-personam-Beför­
derung oder eine außerordentliche Stufenvorrückung zu prüfen. 

Der Personalstelle der Wiener Stadtwerke wurde weiters ge­
raten, standardisierte Gespräche der Führungskräfte mit den 
MitarbeiterInnen (ähnlich den MitarbeiterInnenorientierungsge­
sprächen im Magistrat der Stadt Wien) einzuführen, wo auch 
mit den MitarbeiterInnen über die Karriereplanung/Zukunfts­
perspektiven gesprochen wird. Damit wird eine gezielte Vor­
bereitung auf andere Tätigkeiten und auf diese Weise die 
Erhöhung der Chancen für interessierte MitarbeiterInnen, 
eine höherwertige Tätigkeit ausüben zu können, ermöglicht. 

WEITERE TÄTIGKEITEN DER 
GLEICHBEHANDLUNGSKOMMISSION: 
Zustimmung zur Kündigung einer Kontaktfrau: Gemäß § 37 
Abs. 2 Wiener Personalvertretungsgesetz in Verbindung mit 
§ 36 Abs. 5 Wiener Gleichbehandlungsgesetz ist vor der Kündi­
gung einer Kontaktfrau die Zustimmung der Wiener Gleichbe­
handlungskommission einzuholen. 

Nach Klärung der Sach- und Rechtslage (persönliche Befragung 
der Betroffenen sowie ausführliche Erörterung mit der MD­
PWS und den Wiener Linien) wurde in einem Fall im Herbst 
2016 die Zustimmung zur Kündigung erteilt. 

Beratungen mit sachkundigen Personen: Aufgrund einer  
Novelle des W-GBG hat die Gleichbehandlungskommission seit  
11. Juli 2011 gemäß § 21 Abs. 1 leg. cit. regelmäßig Bera
tungen mit sachkundigen Personen zu Fragen der Gleichbe
handlung und Frauenförderung durchzuführen. Es haben im  
Tätigkeitszeitraum Beratungen zu den Themen Transparenz bei  
Postenbesetzungen, Vereinbarkeit von Beruf und Familie sowie  
Rückkehr nach der Eltern-Karenz stattgefunden. 

­
­

Begutachtungsverfahren: Die Kommission gab im Rahmen 
von Begutachtungsverfahren zu 14 Gesetzes- bzw. Verord­
nungsentwürfen Stellungnahmen ab. 

In den Jahren 2014 bis 2016 langten mehrere Anfragen von 
Privatpersonen per E-Mail bei der Kommission ein. Konkret 
war die Kommission jedoch in keinem Fall zuständig, die Be­
troffenen wurden an die entsprechenden Stellen des Bundes 
weiterverwiesen. 
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